
 

 

 

 

 

 

 

STADT AHRENSBURG 
 

 
 

 

 

45. Änderung des 
Flächennutzungsplans 

 

Zusammenfassung und Behandlung der Stellungnahmen aus 
der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) und der Beteili-
gung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
(§ 4 Abs. 2 BauGB) sowie der Beteiligung der Nachbargemein-
den (§ 2 Abs. 2 BauGB) 

 
 

Januar 2016 
 
 
 
 
 
 

STADT  RAUM ●  PLAN 
und 

Bielfeldt Berg Landschaftsplanung 

 

  

Beschlussvorlage 2016/007 
Anlage 4: Prüfung der Stellungnahmen und Abwägungsergebnis 

S. 27



   Stadt Ahrensburg 45. Änderung des Flächennutzungsplans                   STADT   RAUM  ●   PLAN 
Bielfeldt Berg Landschaftsplanung 

 

    - 2 – 

ÜBERSICHT ÜBER DIE BETEILIGTEN TÖBS UND BEHÖRDEN / BÜRGER UND BÜRGERINNEN  
UND DIE ABGEGEBENEN STELLUNGNAHMEN 

DAUER DER ÖFFENTLICHEN AUSLEGUNG VOM 24.11.2015 - 04.11.2016 
 
 
 

Nr. Behörde / TÖB / Sonstige 
 
 

vom 
 

keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen / 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

1. Ministerpräsident - Staatskanzlei 
Abt. Landesplanung 
 

 X   

2. Kreis Stormarn – Der Landrat 
Fachdienst Planung und Verkehr 
 

16.12.2015   X 

3. Untere Forstbehörde 
 
 

09.11.2015   X 

4. BUND 
 
 

27.12.2015  X  

5. AG-29 
 
 

 X   

6. NABU 
 
 

04.01.2016  X  

7. Amt Bargteheide - Land 
 
 

08.12.2015 
14.12.2015 
17.12.2015 

  
 

X 

X 
X 

8. Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
 
 

 X   

9. Kampfmittelräumdienst 
 
 

15.12.2015  X  
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Nr. Behörde / TÖB / Sonstige 
 
 

vom keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen / 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

10. Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume 
 

 X   

11. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume 
 

 X   

12. Landesamt für Denkmalpflege 
 
 

 X   

13. Archäologisches Landesamt 
 
 

01.12.2015  X  

14. Hamburger Wasserwerke 
 
 

26.11.2015   X 

15. Hamburg Netz GmbH 
 
 

23.11.2015   X 

16. HVV 
 
 

08.12.2015   X 

17. VHH 
 
 

09.12.2015   X 

18. E.ON 
 
 

 X   

19. Abfallwirtschaftsgesellschaft 
 
 

 X   

20. Schleswig-Holstein Netz AG 
 
 

 X   
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Nr. Behörde / TÖB / Sonstige 
 
 

vom keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen / 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

21. Staatliches Umweltamt Itzehoe 
 
 

 X   

22. IHK 
 
 

23.12.2015   X 

23. Ev. Kirchengemeinde 
 
 

 X   

24. Kath. Kirchengemeinde 
 
 

17.12.2015   X 

25. Freie und Hansestadt Hamburg 
 
 

 X   

26. Gemeinde Großhansdorf 
 
 

 X   

27. Amt Siek 
 
 

 X   

28. Gemeinde Ammersbek 
 
 

 X   

29. Willy Tel 
 
 

 X   

30. Stadtwerke Ahrensburg 
 
 

 X   

31. Telekom Deutschland 
 
 

 X   
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Nr. Behörde / TÖB / Sonstige 
 
 

vom keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen / 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

32. Kabel Deutschland 
 
 

04.01.2016   X 

33. Bürger A 
 
 

04.01.2016  X  
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1. 
 

 
 

1. 
Kreis Stormarn 
Der Landrat 
Fachdienst Planung und Verkehr 
Vom 16.12.2015 
Az.: 52/101 
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a) 
 
 
 
 
 
b) 
 
 
 
 
 
c) 
 
 
 
 
d) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) 
Kenntnisnahme des dargestellten Planungserfordernis und der Planungs-
ziele. 
 
 
 

b) 
Kenntnisnahme, dass keine städtebaulichen und ortsplanerischen Beden-
ken vorgebracht werden. 
 
 
 

c) 
Kenntnisnahme, dass die untere Naturschutzbehörde keine Bedenken vor-
bringt. Das umgeplante Becken wird innerhalb des Geltungsbereichs (45. 
FNP-Änderung und B-Plan Nr. 97) realisiert. 

 
d) 
Kenntnisnahme, dass die untere Wasserbehörde keine Bedenken vorbringt. 
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e) 
 
 
 
 
 
 
f) 
 
 
 
g) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

e) 
Kenntnisnahme, dass die untere Bodenschutzbehörde keine Bedenken 
vorbringt. 
 
 
 
 

f) 
Kenntnisnahme, dass die untere Denkmalschutzbehörde keine Bedenken 
vorbringt. 
 

g) 
Kenntnisnahme, dass aus verkehrlicher Sicht keine Bedenken vorgebracht 
werden. 
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3. 

 

3. 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
Untere Forstbehörde 
Vom 09.11.2015 
Az.: 7425.13 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass die untere Forstbehörde keine Bedenken vorbringt. 
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4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
b) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) 
 
 
d) 

 

4. 
BUND 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
Vom 27.12.2015 
Az.: 
 
a) 
Kenntnisnahme, dass der BUND die Planung ablehnt. 
 

b) 
Die nebenstehend vom BUND in Ansatz gebrachten Überlegungen (insbe-
sondere auch eine Standortaufgabe und Neuerrichtung betrieblicher Anla-
gen an anderer Stelle) wurden intensiv zwischen der Stadt Ahrensburg und 
dem Betrieb erörtert. Insgesamt stellte sich heraus, dass eine derartige 
Entwicklung keine Option zur Befriedigung des Erweiterungsbedarfs ist. 
Insbesondere spielte hier der zeitliche Faktor eine große Rolle - es wird hier 
u.a. darauf hingewiesen, dass der B-Plan Nr. 88 noch keine Rechtswirk-
samkeit erlangt hat und notwendige Erschließungsmaßnahmen hier noch 
nicht durchgeführt werden konnten. 
 

c) 
Der betroffene Betrieb hat nebenstehende Möglichkeiten in die grundsätzli-
chen Überlegungen zur  Abwägung eingestellt (und insbesondere auch Ge-
spräche mit benachbarten Gewerbetreibenden geführt um zusätzliche Bau-
flächen zu erlangen bzw. zu erwerben). Letztendliches Ergebnis war, dass 
diese Optionen keine Alternativen zur nun geplanten Erweiterung nach 
Norden und Nordwesten darstellen. 
 

d) 
Die Situation der Regenwasserbewirtschaftung ist maßstabsbedingt nicht 
Thema der Flächennutzungsplan - Änderung. Sie wurde jedoch über den 
gesamten Zeitraum der Vorentwurfs- und Entwurfsbearbeitung des B-Plans 
durch ein Fachbüro begleitet mit dem Ergebnis, dass ein rechtskonformer 
Umgang mit dem Niederschlagswasser möglich ist. Die Auffassung. dass 
die 45.Änderung des Flächennutzungsplans seine Funktion als vorberei-
tender Bauleitplan nicht erfüllen kann, wird nicht geteilt. Vorrangige Aufgabe 
der FNP - Änderung (vgl. § 5 Abs. 1 BauGB) ist die Darstellung und Festle-
gung der Art der Bodennutzung, die sich aus der beabsichtigten städtebau-
lichen Entwicklung ergibt. Dies erfüllt die 45. FNP - Änderung. 
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6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
b) 

 

6. 
NABU 
Naturschutzbund Deutschland e.V. 
Vom 04.01.2016 
Az.: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
Kenntnisnahme.  
 

b) 
Die Entnahme von die Strusbek begleitenden naturnahen Flächen lässt sich 
bei der vorgesehenen Entwicklung nicht vermeiden. Dennoch wurde Wert 
gelegt auf Erhalt von Pufferstreifen einer gewissen Tiefe zum Biotopver-
bund Strusbek hin. Die Stadt Ahrensburg hat sich leider ohne Erfolg um den 
Erwerb von Flächen östlich der Strusbek bemüht. Es ist rechtlich nicht mög-
lich, Ausgleichsflächen festzusetzen, auf die die Stadt zum Zeitpunkt der 
Rechtswirksamkeit des B-Plans keinen rechtlichen Zugriff hat. Daher kön-
nen inhaltlich sinnvolle nahe der Strusbek gelegene Flächen zurzeit hier 
leider nicht in Ansatz gebracht werden. Mittel- bis langfristig wird sich die 
Stadt Ahrensburg jedoch weiter bemühen, östlich der Strusbek Flächen zu 
erwerben. 
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c) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
c) 
Kenntnisnahme. Die zukünftigen Anschreiben an Behörden und Träger öf-
fentlicher Belange im Rahmen von Beteiligungsverfahren werden dahinge-
hend überprüft werden. 
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7.1 

 

7.1 
Amt Bargteheide - Land 
Gemeinde Hammoor 
Vom 08.12.2015 
Az.: 622.22 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass von Seiten der Gemeinde Hammoor keine Bedenken 
vorgebracht werden. 
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7.2 

 

7.2 
Amt Bargteheide - Land 
Gemeinde Todendorf 
Vom 14.12.2015 
Az.: 622.22 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass von Seiten der Gemeinde Todendorf keine Bedenken 
vorgebracht werden. 
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7.3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
b) 
 
 
 
c) 

 

7.3 
Amt Bargteheide - Land 
Gemeinde Delingsdorf 
Vom 17.12.2015 
Az.: 622.22 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) 
Die Festsetzungen zum Schutz der an der Gemeinde- / Stadtgrenze gele-
genen Knick- und Grobstrukturen erfolgen im B-Plan Nr. 97. Vorgesehen ist 
hier der Schutz der Knicks und der Überhälter, insbesondere durch ent-
sprechende von baulichen Anlagen freizuhaltenden Grünflächen in unter-
schiedlicher Breite entlang der Gemeinde- / Stadtgrenze. 
 

b) 
Die Entwässerungssituation wird sich durch die Neukonzeption (Verlage-
rung und entsprechende räumliche Anpassung) des bestehenden Beckens 
nicht ändern, insbesondere die Einleitungsmengen in die Strusbek werden 
sich nicht erhöhen. Darüber hinaus wird auch das bestehende Becken 
westlich des Plangeltungsbereichs der 45. Änderung des FNP (durch Auflö-
sung einer Insel und einer Vergrößerung des Beckens im Süden) für die 
Aufnahme des zusätzlich anfallenden Oberflächenwassers in Anspruch ge-
nommen. 
 

c) 
Kenntnisnahme. Bei beiden Bauleitplanungen (45. Änderung des FNP so-
wie B-Plan Nr. 97) wird die Gemeinde gemäß § 2 Abs. 2 BauGB beteiligt, 
die jeweiligen Abwägungsergebnisse werden mitgeteilt. 
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Kenntnisnahme. Vgl. Abwägungsvorschläge weiter oben. 
 
 

 

Beschlussvorlage 2016/007 
Anlage 4: Prüfung der Stellungnahmen und Abwägungsergebnis 

S. 42



   Stadt Ahrensburg 45. Änderung des Flächennutzungsplans                   STADT   RAUM  ●   PLAN 
Bielfeldt Berg Landschaftsplanung 

 

    - 17 – 

9. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
b) 

 

9. 
Landeskriminalamt Schleswig-Holstein 
Vom 15.12.2015 
Az.: 2015-B-292 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) 
Kenntnisnahme. 
 
 
 

b) 
Die Hinweise des Merkblatts werden als Hinweise in den B-Plan Nr. 97 auf-
genommen. 
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13. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
b) 
 

 

13. 
Archäologisches Landesamt 
Vom 01.12.2015 
Az.: fplan45-Ahrensburg-Sto 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) 
Kenntnisnahme, dass von Seiten des Archäologischen Landesamtes keine 
Bedenken vorgebracht werden. 
 

b) 
Die Hinweise des Archäologischen Landesamtes werden als Hinweise in 
den B-Plan Nr. 97 aufgenommen. 
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14. 

 

14. 
Hamburg Wasser 
Email vom 26.11.2015 
Az.: 
 
 
Kenntnisnahme, dass von Seiten von "Hamburg Wasser" keine Bedenken 
vorgebracht werden. 
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15. 

 

15. 
Hamburg Netz GmbH 
Vom 04.12.2015 
Az.: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass von Seiten von "Hamburg Netz GmbH" keine Beden-
ken vorgebracht werden. 
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16. 

 

16. 
Hamburger Verkehrsverbund GmbH 
Email vom 08.12.2015 
Az.: 
 
 
Kenntnisnahme. Die Hinweise des HVV werden in weitere Überlegungen 
zur "Haltestellenstruktur" im Gewerbegebiet Nord einfließen. Dies ist jedoch 
kein Regelungsinhalt der Bauleitplanungen. 
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17 

 

17. 
Verkehrsbetriebe Hamburg - Holstein GmbH 
Email vom 09.12.2015 
Az.: 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass von Seiten des VHH keine Bedenken vorgebracht 
werden. 
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22. 

 

22. 
IHK zu Lübeck 
Vom 23.12.2015 
Az.: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass von Seiten der IHK keine Bedenken vorgebracht 
werden. 
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24. 

 

24. 
Katholische Pfarrei Maria - Hilfe der Christen 
Vom 17.12.2015 
Az.: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass von Seiten der katholischen Pfarrei keine Bedenken 
vorgebracht werden. 
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32. 

 

32. 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Email vom 04.01.2016 
Az.: Netzplanung, Stellungnahme Nr.: S00112595 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass von Seiten von Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
keine Bedenken vorgebracht werden. 
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33. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
 
b) 

 

Bürger/in A 
Vom 04.01.2016 
Az.: 231-15/TB/cr 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 

b) 
Kenntnisnahme. 
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c) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
d) 
 

 

c) 
Die Aussage, dass der betroffene Betrieb unmittelbar durch die Planung 
(der 45. Änderung des Flächennutzungsplans) in seinen Rechten einge-
schränkt wird, ist nicht nachvollziehbar. Bodenveränderungen nördlich und 
östlich des betroffenen Grundstücks (möglich durch das neu zu schaffende 
Baurecht durch den Bebauungsplan Nr. 97) tangieren nicht die Bebaubar-
keit und gewerbliche Nutzung des betroffenen Grundstücks. Aufgrund der 
getroffenen Entwässerungskonzeption wird die Aufnahme und Rückhaltung 
der erhöhten Oberflächenwassermenge durch Veränderungen und Vergrö-
ßerungen der beiden vorhandenen Becken gewährleistet. Auch die Aussa-
gen zur Veränderungen der Zugangs- und Zufahrtsmöglichkeiten (wobei 
hier nicht aufgezeigt wird, welche Veränderungen denn gemeint sind) sind 
nicht nachvollziehbar. Falls sich die Zugangs- und Zufahrtsmöglichkeiten 
auf dem eigenen gewerblichen Grundstück befinden, werden hieran weder 
die Planinhalte der 45. Änderung des FNP noch des Bebauungsplans Nr. 
97 etwas ändern. Sollten sich die Zugangs- und Zufahrtsmöglichkeiten ggf. 
außerhalb des eigenen Grundstücks befinden sind mögliche Restriktionen 
ebenfalls nicht den aktuellen Bauleitplanungen anzulasten. 
Zur dargestellten Verschattungsproblematik: die neuen Basler-Gebäude 
nördlich des betroffenen Grundstücks werden, trotz ihrer Höhe, keine oder 
nicht wesentliche Verschattungen verursachen. Auch ohne nennenswerte 
Auswirkungen werden, trotz der hohen Gebäude im Norden, die Wirkungen 
aus südlicher und westlicher Richtung sein. Anders verhält es sich mit der 
Beurteilung von Wirkungen aus Osten. Für diese Himmelsrichtung ist anzu-
nehmen, dass es im Winter (Sonnenstand am 21.12., 9:00 Uhr, Winkel 3° 
bei 135°, d.h. SSO - Südsüdost) zu einer Verschattung kommt, die der heu-
tigen Situation entspricht. Im Frühjahr und Herbst wird es gegen 8:00 Uhr 
bei einem Winkel von ca. 15° bei der Richtung 110° = etwa OSO und um 
9:00 mit ca. 22° bei 123 ° SO auch nicht viel schlechter gegenüber der jet-
zigen Situation. Aber: wenn die Sonne im Sommer schon in NO aufgeht 
und um 7:00 Uhr ca. 25° (80° in ONO) und 8:00 ca. 33° (95° in O) hoch 
steht, kann es zu einer merkbaren Verschattung des betroffenen Grund-
stücks kommen Das Phänomen wird aber gegen 10:00, wenn die Sonne in 
50° Höhe in SO (123°) steht, bereits abgeschlossen sein, da der Schatten-
wurf dann nur noch rd. 20 m weit reicht. (alle Werte ca.). Insoweit ist hier si-
chergestellt, dass auf dem betroffenen Grundstück grundsätzlich gesunde 
Wohn - und Arbeitsverhältnisse gewährleistet sind und bleiben. 
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e) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
f) 
 
 
 
 
 
g) 

 

Im Übrigen wird darauf verwiesen, dass direkt im westlichen Anschluss an 
das betroffene Grundstück (im ehemaligen Bereich der 1. Änderung des B-
Plans Nr. 60 für den Teilbereich C) seit Rechtswirksamkeit dieser Änderung 
ein ungenutztes und bisher unbebautes Grundstück vorhanden ist, das im 
Rahmen der Beurteilungen durch den Verfasser der Stellungnahme eben-
falls durch gewerbliche Nutzung potenziell Verschattungen, Bodenverände-
rungen etc. nach sich ziehen könnten. Dass hiergegen Widersprüche erho-
ben wurden, ist der Stadt jedoch nicht bekannt. 
Falls die genannten Konflikte in ihren dargestellten Auswirkungen zutref-
fend sein sollten (was sie nicht sind - und dem Verfasser der Stellungnah-
me aber dennoch unterstellt werden muss, dass er dies fachlich tatsächlich 
für zutreffend hält), ist in keinster Weise nachvollziehbar, dass der betroffe-
ne Betrieb nunmehr selbst Interesse daran hat, die genannten Flächen zu 
erwerben und baulich zu nutzen. Denn dies hätte ja auch die gleichen "an-
geblich vollkommen unzulässigen" Auswirkungen, wie Verschattungen, Bo-
denveränderungen etc. zur Folge. 
Die Auffassung, dass dem betroffenen Betrieb die Möglichkeit genommen 
wird, selbst die Planfläche billig zu erwerben, wird hier nicht weiter kom-
mentiert. Grundstücksbesitzverhältnisse sind nicht Regelungsbestandteil 
von Bauleitplanungen. 
 

d) 
Dem Verfasser der Stellungnahme ist entgangen, dass es sich beim zu-
grunde liegenden Beteiligungsverfahren um das zur Änderung eines Flä-
chennutzungsplans (45. Änderung) handelt. 
Der Verfasser der Stellungnahme verkennt, dass § 2 Abs. 4 BauGB besagt: 
„Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wis-
sensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und 
Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt werden 
kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksich-
tigen. Wird eine Umweltprüfung für das Plangebiet oder für Teile davon in 
einem Raumordnungs-, Flächennutzungs- oder Bebauungsplanverfahren 
durchgeführt, soll die Umweltprüfung in einem zeitlich nachfolgend oder 
gleichzeitig durchgeführten Bauleitplanverfahren auf zusätzliche oder ande-
re erhebliche Umweltauswirkungen beschränkt werden.“ Da es sich im 
Maßstab um den Flächennutzungsplan handelt, werden die rechtlich gefor-
derten Aussagen im entsprechenden maßstäblichen Umfang wiedergege-
ben und entsprechen vollumfänglich den rechtlichen Vorgaben. 
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h) 
 
 
 
i) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
j) 
 
 
 
 
 
 
k) 

 

e) 
Zur sachgerechten Abarbeitung der Eingriffs- / Ausgleichsregelung für das 
Bauleitplanverfahren gehört auch das Bearbeiten von Möglichkeiten zur 
Vermeidung und Minimierung von Eingriffen. Dies ist auf der Ebene des 
FNP noch nicht möglich, da hier i.d.R. Arten und Intensitäten von Verände-
rungen, die Eingriffe bewirken können, noch nicht bekannt sind. Gleiches 
gilt somit auch für Ausgleichsbedarfe. Auf die Tatsache, dass grundsätzlich 
Eingriffe vorliegen werden, die grundsätzlich Ausgleichsbedarfe hervorru-
fen, wird im Umweltbericht in ausreichender maßstabsbezogener Schärfe 
hingewiesen, auch als Grundlage für den die Aussagen zu detaillierenden 
B-Plan und dessen Umweltbericht. 
 

f) 
Eine Verkürzung der in § 1 BauGB genannten Aufgabe, Begriff und Grund-
sätze der Bauleitplanung in der nebenstehenden Art auf „allgemeine Inte-
ressen“ ist unzureichend. Vielmehr hat die Stadt Ahrensburg in ihrer Bau-
leitplanung die Aufgabe, zahlreiche Interessen und Anforderungen in ihre 
Abwägung zu stellen, der sie im Rahmen des Verfahrens zur 45. Änderung 
des FNP auch nachkommt. Sie beschränkt daher ihre Berücksichtigung 
nicht auf das private Interesse, günstige Bodenflächen zur Verfügung zu 
stellen und weist diese Unterstellung entschieden zurück. 
 

g) 
Um angrenzende bestehende Gewerbegrundstücke zu erwerben, sind Ge-
spräche durch die Fa. Basler mit den jeweiligen Eigentümern geführt wor-
den. Der tatsächliche Erwerb möglicher Grundstücke konnte jedoch nicht 
vollzogen werden, entsprechend stehen diese Grundstücke als reale Alter-
native auch nicht zur Verfügung. 
Hier sind die durch den Verfasser der Stellungnahme benutzten Begriffe 
"soll .... ein Gewerbegebiet ausgewiesen werden, das sich derzeit in der 
Bauleitplanung befindet" zu präzisieren: Bestenfalls sind hier auf der Ebene 
"Flächennutzungsplan" Überlegungen und Konzeptionen dargestellt, wo 
Entwicklungen gewerblicher Flächen ggf. denkbar sind. Eine direkte rechtli-
che Ausweisung von "benutzbaren" Gewerbegrundstücken ist damit noch 
nicht verbunden und kann erst durch die Aufstellung und nachfolgende 
Rechtswirksamkeit eines Bebauungsplans erfolgen. Nachfolgend wäre vor 
Ort auch die technische und verkehrliche Erschließung sicherzustellen. Ins-
gesamt werden hier (östlich der Strusbek) noch mehrere Jahre Planungsak-
tivitäten benötigt, um tatsächlich Gewerbegrundstücke nutzen zu können. 
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l) 
 
 
 
 
 
 
m) 
 
 
 
n) 
 
 
 
 
 
o) 
 

 

Der Verfasser der Stellungnahme verkennt, dass Entwicklungsvarianten, 
die keine bzw. keine "zeitnahe" Realisierung erfahren können, aus welchen 
(rechtlich einwandfreien und für die Abwägung gerecht einzustellenden) 
Gründen auch immer, eben keine Alternativen sind und nicht sein können. 
Eine Alternative ist nur das, was zusammen mit einer oder mehreren weite-
ren Möglichkeiten zur Umsetzung grundsätzlich geeignet ist, worüber zu 
entscheiden ist. Alles Ungeeignete oder Nicht - Realisierbare ist keine Al-
ternative. 
 

h) 
Hierbei handelt es sich nicht um "Vorratsplanungen", sondern vielmehr um 
eine notwendige kommunale Aufgabe, die landesplanerische Funktion der 
Stadt Ahrensburg als Mittelzentrum und somit auch als Gewerbe- und Ar-
beitsplatzzentrum mit entsprechenden bedarfsgerechten Flächenauswei-
sungen weiter zu stärken. Zur Weiterentwicklung der Gewerbe- und Ar-
beitsmarktfunktion zählt hierzu insbesondere auch die Bestandspflege für 
vorhandene Betriebe mit entsprechender Bereitstellung von geeigneten 
Flächen für Betriebserweiterungen. 
 

i) 
Es wird, ohne dass Belege dafür beigebracht werden, behauptet, die durch 
die Änderung des Flächennutzungsplans ermöglichte Bebauung (sofern der 
B-Plan Rechtskraft erlangt) verstoße gegen den Biotopschutz gem. § 30 
BNatSchG und gegen artenschutzrechtliche Vorschriften gem. §§ 44 ff. 
BNatSchG. Es ist auf Ebene des Flächennutzungsplans nicht erkennbar, 
dass gegen Vorschriften der §§ 44 ff. BNatSchG verstoßen wird, da die 
sach- und fachgerechte Aufbereitung erst auf der Ebene des Bebauungs-
plans erfolgt / erfolgen kann, da auf Ebene des Flächennutzungsplans i.d.R. 
Arten und Intensitäten von Veränderungen, die Ein- und Auswirkungen auf 
Arten gem. § 44 BNatSchG haben können, noch nicht bekannt und nicht 
beurteilbar sind. Es erfolgte bereits im Umweltbericht zum Entwurf der 45. 
Änderung des Flächennutzungsplans eine Darstellung und Bewertung der 
betroffenen und Schutzgüter mit einer maßstabsbezogenen Einschätzung 
der Wirkungen aus dem möglichen Vorhaben. Somit wird tatsächlich dieser 
Aspekt bereits auf vorliegender Ebene maßstabsgerecht vorausschauend 
ermittelt und beurteilt. 
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p) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
q) 
 
 
r) 

 

j) 
Nach Kenntnisstand der Stadt Ahrensburg ist die Behauptung, dass Hasel-
mauspopulationen auf der Fläche leben, nicht belegt. Sollte der Verfasser 
der Stellungnahme Informationen von einem solchen Vorkommen haben, 
wird er gebeten, diese der Stadt Ahrensburg mitzuteilen, da die vollständige 
Bewältigung dieses Aspektes auch inhaltlich von der Stadt angestrebt wird. 
Der Stadt ist bekannt, dass Haselmaus und Fledermäuse in den Vorschrif-
ten gem. Anhang IV zur FFH-Richtlinie aufgeführt sind. Dabei verkennt der 
Verfasser der Stellungnahme, dass es die „Art Fledermäuse“, wie er sich 
ausdrückt, nicht gibt, sondern dass Fledermäuse Gattungen bzw. sogar 
Familien zuzuordnen sind. Die Aussage des Verfassers der Stellungnahme 
„Eine Genehmigung kann daher nie erteilt werden.“ ist falsch und unsach-
lich. Gerade auch unter der für das Verfahren erforderlichen Betrachtung 
und sachgerechten Bearbeitung des inhaltlich und rechtlich bestimmten Ar-
tenschutzes ist seine Ausführung, dass ein Bauleitplan nicht erforderlich sei 
und dass es an der Erforderlichkeit mangele, entschieden zurückzuweisen. 
 

k) 
Durch das Planungserfordernis und die Planungsziele ergibt sich hier im 
Plangeltungsbereich eine sinnvolle Weiterentwicklung der mittelzentralen 
Funktion der Stadt Ahrensburg als Gewerbe- und Arbeitsplatzzentrum mit 
entsprechenden bedarfsgerechten Flächenausweisungen. Zur Weiterent-
wicklung der Gewerbe- und Arbeitsmarktfunktion zählt hierzu insbesondere 
auch die Bestandspflege für vorhandene Betriebe mit entsprechender Be-
reitstellung von geeigneten Flächen für Betriebserweiterungen. Diese 
Sichtweise wird sowohl von der Kreisbehörde wie auch von der Landespla-
nungsbehörde geteilt. Widersprüche zum genannten "Nachhaltigkeitsprin-
zip" sind nicht erkennbar. 
 

l) 
Statt "Bauplanung" ist hier wohl "Bauleitplanung" gemeint. 
 

m) 
Die konkreten Eingriffe und Eingriffsfolgen und deren Bewältigung werden 
rechtlich korrekt und zuständigerweise im Verfahren zum Bebauungsplan 
aufbereitet und dargestellt. 
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s) 
 
 
 
t) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u) 

 

n) 
Es wird im Bereich des Restlaufs der Strusbek etwa mittig des Plangel-
tungsbereichs ein Knickabschnitt als geschütztes Biotop gem. § 30 
BNatSchG in Verbindung mit § 21 LNatSchG S.-H. entnommen. Weitere 
Biotope gem. § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 LNatSchG S.-H. sind 
nicht betroffen. Die meisten Knickbereiche (insbesondere die an der Stadt-
grenze) werden somit erhalten und durch puffernde Grünflächen geschützt. 
Für die Entnahme von Knickabschnitten und für Beeinträchtigungen der 
verbleibenden Knicks durch die heranrückende Bebauung wird ein adäqua-
ter Ausgleich geschaffen. Diese Aspekte werden auf Ebene des Be-
bauungsplans aufbereitet und in dem zugehörigen Verfahren in die Abwä-
gung gestellt. Der Aussage des Verfassers der Stellungnahme, die Eingriffe 
werden von der Stadt Ahrensburg mit „einer einseitigen Berücksichtigung 
von privaten Kosteninteressen“ begründet, wird entschieden widerspro-
chen. 
 

o) 
Die genannten Aspekte werden bereits maßstabsbezogen umfänglich im 
Umweltbericht zur 45. Änderung des Flächennutzungsplans behandelt. 
Somit ist die Stadt Ahrensburg bereits auf dieser Ebene mit der Abwägung 
der Aspekte gem. § 1a Abs. 3 BauGB befasst. Auf Ebene des Flächen-
nutzungsplans ist nicht ermittelbar, ob geschützte Tierarten nach FFH be-
troffen sind. 
 

p) 
Um angrenzende bestehende Gewerbegrundstücke zu erwerben, sind Ge-
spräche durch die Fa. Basler mit den jeweiligen Eigentümern geführt wor-
den. Der tatsächliche Erwerb möglicher Grundstücke konnte jedoch nicht 
vollzogen werden, entsprechend stehen diese Grundstücks als reale Alter-
native auch nicht zur Verfügung. Der Verfasser der Stellungnahme ver-
kennt, dass Entwicklungsvarianten, die keine bzw. keine "zeitnahe" Reali-
sierung erfahren können, aus welchen (rechtlich einwandfreien und für die 
Abwägung gerecht einzustellenden) Gründen auch immer, eben keine Al-
ternativen sind und nicht sein können. Eine Alternative ist nur das, was zu-
sammen mit einer oder mehreren weiteren Möglichkeiten zur Umsetzung 
grundsätzlich geeignet ist, worüber zu entscheiden ist. 
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v) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
w) 
 
 
 
 
 
x) 

 

q) 
Hier wird durch die Wortwahl ("Naturschutzflächen") unterstellt, dass es sich 
um Flächen von Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebieten handelt. 
Dies ist nicht der Fall. Es wird im Bereich des Restlaufs der Strusbek etwa 
mittig des Plangeltungsbereichs zwar ein Knickabschnitt als geschütztes 
Biotop gem. § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 LNatSchG S.-H. ent-
nommen, weitere Biotope gem. § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 
LNatSchG S.-H. sind nicht betroffen. 
 

r) 
Einhergehend mit den dargestellten betrieblichen Erweiterungsabsichten 
der Fa. Basler wird sich hier auch die Anzahl der Mitarbeiter erhöhen. Um 
entsprechende Stellplätze in genügendem Umfang auf dem Betriebsgrund-
stück auch zukünftig sicherzustellen (dieser Nachweis muss in der Regel im 
Rahmen des Bauantrages erfolgen), ist die weitere Nutzung des Parkhau-
ses als solches unumgänglich. Insoweit stellen auch diese Darstellungen 
keine realisierbare Variante dar. 
 

s) 
Auch hier wird wieder durch die Wortwahl ("Naturschutzflächen") unterstellt, 
dass es sich hier um Flächen von Naturschutz- oder Landschaftsschutzge-
bieten handelt. Dies ist nicht der Fall. 
 

t) 
Um angrenzende bestehende Gewerbegrundstücke zu erwerben, sind Ge-
spräche durch die Fa. Basler mit den jeweiligen Eigentümern geführt wor-
den. Der tatsächliche Erwerb möglicher Grundstücke konnte jedoch nicht 
vollzogen werden, entsprechend stehen diese Grundstücke als reale Alter-
native auch nicht zur Verfügung. Zum Bereich der Parkhauses, vgl. Punkt r) 
dieser Abwägungsvorschläge. Auch die Vorschläge für eine interne "Um-
strukturierung" gehen hier an der Realität vorbei. Aufgrund der dargestellten 
Erweiterungsabsichten (u.a. ablesbar im Bebauungsplan Nr. 97 bei Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung) sind Erweiterungen in die 
Höhe und Auslagerungen von kleineren Betriebsteilen keine adäquaten Mit-
tel um entsprechende Flächengrößen für die Betriebserweiterung sicher zu 
stellen. 
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y) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
z) 

 

u) 
In Schleswig-Holstein gibt es nicht „den“ Raumordnungsplan. Vielmehr ge-
hören zur Landesplanung der Landesentwicklungsplan (als Raumord-
nungsplanung) und die Regionalpläne. Sollte der Verfasser der Stellung-
nahme den Landesentwicklungsplan meinen, so ist auszuführen, dass die-
ser eine Darstellung von Grünzäsuren nicht kennt. Sollte der Verfasser der 
Stellungnahme sich auf Aussagen des Regionalplans beziehen, der in den 
nächsten Jahren geändert werden soll, so ist auszuführen, dass Grünzäsu-
ren in Regionalplänen niemals flächenscharf, sondern schematisch darge-
stellt werden. Da sich das Handeln einer Kommune aber an den gültigen 
Aussagen übergeordneter Planungen auszurichten hat, ist der Stadt Ah-
rensburg nicht vorzuwerfen, dass sie sich an der aktuellen Darstellung der 
aktuellen Landesplanung orientiert und nicht auf Änderungen, die mögli-
cherweise in Jahren Gültigkeit erlangen, spekuliert. 
Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass die Landesplanungsbehörde im 
Verfahren beteiligt worden ist, Bedenken der Behörde sind hier grundsätz-
lich nicht vorgebracht worden. 
 

v) 
Der Verfasser der Stellungnahme interpretiert die Begründung zur 45. Än-
derung des Flächennutzungsplans bzw. den dem Verfahren gem. § 4 Abs. 
2 beigefügten Umweltbericht in nicht korrekter Weise. Der Umweltbericht ist 
als Bestandteil der Begründung der Bauleitplanung das Bild, das sich die 
verantwortlichen Planungsträger und –entscheider in einer Gemeinde auf 
Basis einer „Umweltprüfung“ machen. Daher hat sich die Stadt Ahrensburg 
entgegen der Auffassung des Verfassers der Stellungnahme mit den Ein-
griffen und deren Folgen auseinandergesetzt und dieses eben durch den 
Umweltbericht als Bestandteil der Begründung dokumentiert. Dass Feststel-
lungen zu Ausgleichmaßnahmen fehlen, liegt am Maßstab des Flächen-
nutzungsplans und daran, dass es auf der Ebene des Flächennutzungs-
plans noch nicht möglich ist, Arten und Intensitäten von Veränderungen, die 
Eingriffe bewirken können, so zu benennen, dass Ausgleichsbedarfe abzu-
leiten sind. Aus dem Umweltbericht sind Grundlagen für die wesentlichen 
Punkte der Abwägung bezogen auf Umweltbelange, entgegen der Aussage 
des Verfassers der Stellungnahme, gut zu erkennen und auf Ebene des 
FNP auch abschließend geregelt. 
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aa) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
bb) 

 

w) 
Hier werden allgemeine Grundsätze der Bauleitplanung zum wiederholten 
Male dargestellt. Ein konkreter Bezug zur Planung oder Planungsinhalten 
wird nicht hergestellt - insofern nimmt die Stadt Ahrensburg die Aussagen 
zur Kenntnis. 
 

x) 
Die gemeindliche Auseinandersetzung mit den Belangen von Natur und 
Umwelt wurde hier bereits mehrfach dargestellt und dokumentiert. Aufgrund 
fehlender (insbesondere schnell umzusetzender) Flächenalternativen, kann 
eine betriebliche Erweiterung der Fa. Basler zeitnah nur in den Bereichen 
nördlich und nordwestlich des bestehenden Betriebsgebäudes erfolgen. 
Hierdurch werden auch keine erkennbaren wesentlichen Belange anderer 
Betriebe berührt. 
 

y) 
Es wird, ohne dass Belege dafür beigebracht werden, behauptet, eine Bau-
genehmigung verstoße gegen § 30 BNatSchG und gegen artenschutzrecht-
liche Vorschriften gem. §§ 44 ff. BNatSchG. Da eine Baugenehmigung nur 
auf Basis eines bestehenden Baurechts erteilt werden wird und dieses kon-
kret nicht durch die Änderung des Flächennutzungsplans, sondern durch 
den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 97 geschaffen wird, und 
im Zusammenhang mit dem Verfahren zum B-Plan eine Beurteilung des 
Vorhandenseins und des rechtmäßigen Umgangs mit geschützten Biotopen 
und mit geschützten Arten erfolgt und erfolgen muss, ist im Zusammenhang 
mit der Abwägung auf Ebene des Flächennutzungsplans anzunehmen, 
dass, entgegen der Aussage des Verfassers der Stellungnahme, nicht ge-
gen Vorschriften der §§ 30 und 44 ff. BNatSchG verstoßen wird und dass 
der Änderung des FNP durchaus eine Geeignetheit zur Zielerreichung zu-
grunde liegt. 
 

z) 
Um angrenzende bestehende Gewerbegrundstücke zu erwerben, sind Ge-
spräche durch die Fa. Basler mit den jeweiligen Eigentümern geführt wor-
den. Der tatsächliche Erwerb möglicher Grundstücke konnte jedoch nicht 
vollzogen werden, entsprechend stehen diese Grundstücks als reale Alter-
native auch nicht zur Verfügung. Der Verfasser der Stellungnahme ver-
kennt, dass Entwicklungsvarianten, die keine bzw. keine "zeitnahe" Reali-
sierung erfahren können, aus welchen (hier: rechtlich einwandfreien und 
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cc) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
dd) 

 

für die Abwägung gerecht einzustellenden) Gründen auch immer, eben kei-
ne Alternativen sind und nicht sein können. Eine Alternative ist nur das, was 
zusammen mit einer oder mehreren weiteren Möglichkeiten zur Umsetzung 
grundsätzlich geeignet ist, worüber zu entscheiden ist. Alles Ungeeignete 
oder Nicht - Realisierbare ist keine Alternative. 
Eine Standortverlagerung ist mit erheblichen ökonomischen Risiken und 
Härten für den Betrieb verbunden, da ein zeitgleiches Abschalten und eine 
Neuaufnahme der Produktion nicht möglich sind. Der Produktionsprozess 
ist technisch sehr aufwändig und sensibel (Reinraum / Grauraum, IT-
Infrastruktur, Sicherheit bekannter Versender etc.). Daher müsste über ei-
nen größeren Zeitraum - nicht zuletzt auch wegen der Abhängigkeit von 
Tochtergesellschaften von der Produktions- und IT-Infrastruktur - ein Paral-
lelbetrieb erhalten werden. Dieser Aufwand ist ökonomisch nicht vertretbar. 
Darüber hinaus sind Bestandsgebäude i.d.R. nicht 1 zu 1 für andere Nutzer 
geeignet, deshalb ist hier mittelfristig Leerstand bzw. Teilleerstand zu er-
warten, bei gleichzeitiger Blockade von gewerblichen Grundstücken an an-
derer Stelle, die für neue Nutzer passgenau entwickelt werden könnten. 
Auf Ebene "Flächennutzungsplan" werden Überlegungen und Konzeptionen 
dargestellt, wo Entwicklungen gewerblicher Flächen ggf. denkbar sind. Eine 
direkte rechtliche Ausweisung von "benutzbaren" Gewerbegrundstücken ist 
damit nicht verbunden und kann erst durch die Aufstellung und nachfolgen-
de Rechtswirksamkeit eines Bebauungsplans erfolgen. Nachfolgend wäre 
vor Ort auch die technische und verkehrliche Erschließung sicherzustellen. 
Insgesamt werden (östlich der Strusbek) noch mehrere Jahre Planungsakti-
vitäten notwendig sein, um hier, östlich der Strusbek, tatsächlich Gewerbe-
grundstücke nutzen zu können. Widersprüche bei der Aufstellung der ver-
schiedenen Bauleitplanungen sind nicht zu erkennen. 
 

aa) 
Die Stadt Ahrensburg hat sich mit den Eingriffen und deren Folgen intensiv 
auseinandergesetzt und diese Abwägung durch den Umweltbericht als Be-
standteil der Begründung in das Verfahren zur 45. Änderung des FNP ge-
geben. Dass Detaillierungen zu den Kompensationsgedanken fehlen, liegt 
am Maßstab des FNP und somit daran, dass es auf dieser Ebene nicht 
möglich ist, Arten und Intensitäten von Veränderungen, die Eingriffe bewir-
ken können, so zu benennen, dass konkrete Ausgleichsbedarfe abzuleiten 
sind. Aus dem Umweltbericht zur Änderung des Flächennutzungsplans sind 
jedoch Grundlagen für die wesentlichen Punkte der Abwägung bezogen auf 
Umweltbelange einschließlich des Ausgleichs gut zu erkennen. 
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ee) 
 
 
ff) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
gg) 

 

bb) 
vgl. Abwägungsvorschlag unter Punkt z) der Abwägungsvorschläge. 
 

cc) 
Bzgl. der angesprochenen Punkte Verschattung und Entwässerung, vgl. 
Punkt c) der Abwägungsvorschläge. 
 

dd) 
Die bisherigen Aussagen in der vorliegenden Stellungnahme werden durch 
diesen Absatz weitgehend selbst in Frage gestellt. Aufgrund der bisher dar-
gestellten Auffassungen und in der Annahme, dass diese auch ernst ge-
meint sind, kann die nunmehr vertretene Auffassung, dass die Auftraggebe-
rin des Verfassers der Stellungnahme „selbst daran interessiert ist, bisheri-
ge Grünflächen billig aufzukaufen, um auf Kosten der Allgemeinheit eine 
preiswerte eigene Betriebserweiterung zu ermöglichen“ nur mit großen Irri-
tationen zur Kenntnis genommen werden. 
Die Aussage, dass für den betroffenen Betrieb keine weiteren Entwick-
lungsflächen und -möglichkeiten vorhanden sind, ist im Übrigen unzutref-
fend. Direkt westlich anschließend des Grundstücks des betroffenen Betrie-
bes befindet sich ein Grundstück (Flurstück-Nr.: 166), das bisher nicht 
hochbaulich -  gewerblich genutzt wird. 
Im Übrigen sind Grundstücksbesitzverhältnisse und Kauf oder Verkauf von 
Grundstücken nicht Regelungsbestandteil der Bauleitplanungen. 
 

ee) 
Diese Aussage bezieht sich aufgrund der Formulierung wohl auf den Ab-
satz davor. Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB ist bei Aufstellung der Bauleit-
pläne insbesondere zu berücksichtigen: die allgemeinen Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung. Der kausale Zusammenhang mit den zuvor geschilder-
ten Grundstücksthematiken ist nicht erkennbar. 
 

ff) 
Entgegen der dargestellten Auffassung, dass hier ein "unzulässiger Eingriff 
in den freien Wettbewerb" erfolgt, nimmt die Stadt Ahrensburg ihre landes-
planerische Funktion als Mittelzentrum wahr und muss sie auch wahrneh-
men und stärken. Zur Weiterentwicklung der Gewerbe- und Arbeitsmarkt-
funktion zählt hierzu auch die Bestandspflege für vorhandene Betriebe mit 
entsprechender Bereitstellung von geeigneten Flächen für Betriebserweite-
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rungen. 
Die Aussage, dass die Fa. Basler Kosten zu Lasten der Allgemeinheit spart, 
ist nicht weiter dargestellt und auch nicht nachvollziehbar. Insbesondere ist 
nicht nachvollziehbar, welche Lasten zuungunsten der Allgemeinheit ge-
meint sind. 
 

  gg) 
Die zu berücksichtigenden öffentlichen und privaten Belange wurden in dif-
ferenzierter Form dargestellt und bewertet. Das Abwägungsergebnis hier 
ist, entsprechende Flächen für Betriebserweiterungen auf Flächen von bis-
herigen Ausgleichsmaßnahmen bereit zu stellen. Die damit verbundenen 
Eingriffe werden im Rahmen des B-Plans Nr.97 dargestellt, bilanziert und 
entsprechende Ausgleichsmaßnahmen festgelegt. Insoweit sind hier keine 
Abwägungsdefizite zu erkennen. § 1 Abs. 7 BauGB "Bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen" wird durch das Abwägungsergebnis 
gewährleistet. Weder sind öffentliche Belange noch private Belange (und 
hier insbesondere die Belange des betroffenen Betriebes) unberücksichtigt 
oder in unzureichender Form berücksichtigt geblieben.  
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